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Im Herbst 2019 erschien ein Themenheft der Zeitschrift Rausch (vormals 
Wiener Zeitschrift für Suchttherapie) zu „Cannabis als Medizin“; im Mai 
2021 ein Positionspapier dazu, weil die Umsetzung nicht vorwärtskommt



Der Anbau von Cannabis verzögert sich
Was sich bereits in den Antworten der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der FDP 
von Ende Mai 2020 abzeichnete, ist  im August 
2020 bestätigt worden (Kleine Anfrage von 
B90/Grüne vom August): Aufgrund der Corona-
Pandemie kam es zu Verzögerungen, die 
Lieferungen von Medizinalcannabis aus 
deutschem Anbau an die Cannabisagentur 
werden daher verschoben. Die Bundesregierung 
nennt kein konkretes Datum, in 2020 Jahr wird 
aber laut Hersteller keine Ernte eingefahren.



Neue Entwicklungen in Europa?
EU-Drogenbericht 2021
Drogen-Boom trotz Pandemie

Stand: 09.06.2021 11:33 Uhr
Der heute veröffentlichte EU-
Drogenreport zeigt: Das zweite 
Pandemiejahr tut dem illegalen Handel 
in Europa keinen Abbruch. Heroin, Crack 
und Kokain sind auf dem Vormarsch -
und auch der Beruhigungsmittelkonsum 
steigt.
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Neue Entwicklungen in Europa?
„Ich bin besonders besorgt über die hochreinen und 
hochwirksamen Substanzen, die auf unseren 
Straßen und im Internet erhältlich sind, sowie über 
die 46 neuen Drogen, die allein im Jahr 2020 in der 
EU entdeckt wurden“, so EU-Innenkommissarin Ylva 
Johansson.
09/06/2021
„Mit den neuen EU-Strategien für Sicherheit und 
Drogenbekämpfung werden unsere Mitgliedstaaten 
über solide Instrumente verfügen, um dieser Notlage 
durch einen ausgewogenen Ansatz zu begegnen, bei 
dem sowohl Drogenmärkte wie auch Drogenkonsum 
berücksichtigt werden.“
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Neue Cannabispolitik in der Umsetzung?

Cannabis-Legalisierung rückt näher – ob 
es der Union passt oder nicht
Veröffentlicht am 10.05.202
Von Mandoline Rutkowski
Einen Joint rauchen, ohne strafrechtliche Konsequenzen 
befürchten zu müssen? Diese Möglichkeit rückt näher

Deutschland steht so nah wie nie zuvor vor einer Legalisierung 
von Cannabis. Auch der Koalitionspartner SPD wendet sich von 
der Verbotspolitik der CDU ab. Nach der Bundestagswahl 
könnte die Union zu entscheidenden Zugeständnissen 
gezwungen sein.

Was denken Sie, wann wird Cannabis in Deutschland legalisiert?

In 1-3 Jahren 19,2%
In 4-6 Jahren 16,8%
In 7-9 Jahren 8,2%
Später 11,1%
Nie 30,7%
Weiß nicht 14,0%
(Männer Repräsentativ)

Befragung: 10.Juni 2021 (Spiegel)
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Landtagswahl Baden-Württemberg 14.März 2021
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Landtagswahl Baden-Württemberg 14.März 2021
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Landtagswahl Baden-Württemberg 14.März 2021
Zu Drogen- und Suchtpolitik:
Nichts!

9



Landtagswahl Baden-Württemberg 14.März 2021
Eine verantwortungsvolle Drogen- und Suchtpolitik folgt dem Grundsatz Hilfe vor Strafe. Wir 
werden uns deshalb in der Justizministerkonferenz für eine bundeseinheitliche Regelung im 
Hinblick auf die sogenannte
„geringe Menge“ bei Cannabis einsetzen.

Wir setzen uns für örtliche Präventionsangebote gegen Alkoholmissbrauch im öffentlichen 
Raum ein. Insbesondere Jugendliche sollen dabei vor riskantem Alkoholkonsum bewahrt 
werden.

Die Substitutionsbehandlung  ist ein anerkannter und bewahrter Baustein der Suchthilfe, den 
wir weiterhin unterstützen werden.

Auf Landesebene werden wir die Höchstgrenze der geringen Menge bei
Cannabis im Sinne der §§ 29 Absatz 5, 31a Betäubungsmittelgesetz (BtMG)
wie zum Beispiel Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Rheinland-Pfalz
festlegen.

Wir wollen Angebote zur individuellen Schadensminderung für Drogenkonsumenten 
weiterentwickeln und unterstützen aufsuchende Programme, in denen Drogenkonsumenten 
erreicht und über Risiken aufgeklärt werden sollen. Dabei geht es uns um den Schutz vor
Infektionskrankheiten, die Stabilisierung des Gesundheitszustandes und die Verbesserung der 
sozialen Integration.

Eine verantwortungsvolle Drogen- und Suchtpolitik, die gesundheits-politisch konsequent 
handelt, bezieht auch die nicht-stoffgebundenen Suchte ein.
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Landtagswahl Rheinland-Pfalz 14.März 2021
Zu Drogen- und Suchtpolitik:
Nichts!
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Landtagswahl Rheinland-Pfalz 14.März 2021
Wir Freie Demokraten werden uns für Präventions-, Beratungs- und 
Unterstützungsangebote für Kinder und Jugendliche in den Bereichen 
Drogen-, Alkohol- und Gaming-Sucht einsetzen. 

Prävention statt Prohibition 
Ziel muss es sein, die Verbreitung von Cannabis zu kontrollieren und den 
Gesundheits- und Jugendschutz in der Bevölkerung zu verbessern. Es ist an 
der Zeit, neue Wege in der Suchtprävention bei Cannabis zu beschreiten. 
Diese bedürfen aber einer fundierten wissenschaftlichen Grundlage, die 
durch wissenschaftlich begleitete Modellprojekte gewonnen werden 
kann. Ziel muss es sein, die Verbreitung von Cannabis zu kontrollieren und 
den Gesundheits- und Jugendschutz in der Bevölkerung zu verbessern. 
Deshalb fordern wir, die Grundlagen für die Genehmigung von 
Modellprojekten zur Erforschung der kontrollierten Abgabe ab 18 von 
Cannabis als Genussmittel zu schaffen und diese Modellprojekte zu 
ermöglichen. Generierte Mehreinnahmen sollen in Prävention und 
Gesundheitsschutz anteilig fließen. Eine entsprechende 
Bundesratsinitiative wird von uns befürwortet. 
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Landtagswahl Rheinland-Pfalz 14.März 2021
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Landtagswahl Rheinland-Pfalz 14.März 2021
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Anhörung im BT Gesundheitsausschuss am 
17.05.2021 zu
Mediziner und Kriminologen befürworten eine veränderte Strategie 
zur Eindämmung des Drogenkonsums. Verbote und die strafrechtliche 
Verfolgung von Drogenkonsumenten haben sich aus Sicht mancher 
Fachleute nicht bewährt. (…) Die Sachverständigen äußerten sich in 
schriftlichen Stellungnahmen. (…) 
Nach Erkenntnis der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) ist der 
Nutzen der Strafverfolgung zur Verbesserung der gesundheitlichen Risiken 
auf der individuellen Ebene bislang unbewiesen. Es sei daher ein wichtiges 
Instrument der Ermittlungsbehörden, bei geringen Mengen für den 
Eigenbedarf von einer Strafverfolgung abzusehen. Allerdings könnten 
viele Betroffene ihren Konsum nicht richtig einschätzen und hielten ihn 
fälschlicherweise für unproblematisch. Es sei daher sinnvoll, den Verzicht 
auf Strafverfolgung mit einer Auflage zu verbinden, etwa eine 
Suchtberatung aufzusuchen. Der Verband befürwortet überdies das 
sogenannte Drug-Checking. Bewährt hätten sich auch 
Drogenkonsumräume. Die DHS forderte außerdem eine umfassende 
Debatte über die Ziele der Suchtpolitik und regte dazu eine Enquete-
Kommission an. „Abschreckung durch Strafandrohung funktioniert nicht 
gut“.

Der Psychiater und Spezialist für Drogentherapien, Prof. Dr. Derik 
Hermann, erklärte, die Drogenpolitik bewege sich zwischen den Polen 
einer strafrechtlichen Verfolgung des Konsums und einer weitreichenden 
Freigabe. Die Dekriminalisierung stelle einen Mittelweg dar, mit dem 
Portugal gute Erfahrungen gemacht habe. Portugal habe den 
Drogenkonsum entkriminalisiert und den Besitz einer definierten, 
geringen Menge zum Eigenverbrauch aus dem Strafrecht 
herausgenommen und als Ordnungswidrigkeit eingestuft. In Deutschland 
funktioniere der Weg der Abschreckung durch Androhung von Strafen 
nicht gut, merkte Hermann an. Die Verfügbarkeit und der Konsum von 
Drogen seien trotz der Prohibition hoch. Zudem bilde sich durch den 
Drogenhandel ein unkontrollierbarer Schwarzmarkt. Die personelle 
Ausstattung der Polizei sei zu gering, um das Verbot von Drogen 
umfassend durchzusetzen. Daraus resultiere eine selektive 
Strafverfolgung. Hermann sprach sich dafür aus, Prävention, Jugendschutz, 
Suchtberatung und Behandlungsangebote zu erweitern und besser zu 
koordinieren. Der Handel mit Drogen müsse aber weiter strafrechtlich 
geahndet werden.

(Darstellung der Pressestelle des Bundestags)
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Koalitionsvertrag Frankfurt/M. 2021 Kommunalwahl 14.März 
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Koalitionsvertrag Frankfurt/M. 2021 Kommunalwahl 14.März 
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Koalitionsvertrag Frankfurt/M. 2021 Kommunalwahl 14.März 
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 6.6.21
Suchtberatungen ausbauen. Wer abhängig ist, braucht Hilfe 
und keine Strafverfolgung. Ein niedrigschwelliges Angebot von 
Suchtberatung und Hilfestellen hat sich vielerorts bewährt. (…) 
Seit Jahren ist vor allem bei Drogen gebrauchenden Menschen 
ein besorgniserregender Anstieg mit HIV-Infektionen zu 
beobachten. Wir wollen Drogenkonsum von der Straße holen. 
In einem Modellprojekt wollen wir neben der Betreuung von 
drogengebrauchenden Menschen durch Sozialarbeiter*innen 
auch die Errichtung eines Drogenkonsumraumes erproben. 
Durch die Schaffung eines hygienischen Umfeldes können 
medizinische Folgeschäden des Drogenkonsums und 
Todesfälle drastisch reduziert werden. Für die dauerhafte 
Einrichtung dieser Hilfe bedarf es einer Gesetzesänderung.
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 6.6.21

Die Beratungslandschaft, gemeinsam mit den Trägern, 
qualifizieren und den Bedarfen anpassen: Das Land Sachsen-
Anhalt verfügt über ein reichhaltiges Angebot an 
unterschiedlichsten Beratungsangeboten. Das Land wird sich 
weiter an der Finanzierung dieses Angebots beteiligen. 
Besonders wichtig sind uns dabei die Selbsthilfeorganisationen 
und -gruppen.

…zu Sucht-/Drogenpolitik: -
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 6.6.21
Projekte zur Prävention von 
Suchtmittelmissbrauch und -abhängigkeit 
und Angebote der Suchtberatung
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 6.6.21
Nichts zu Drogen- und Sucht.
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Landtagswahl Sachsen-Anhalt 6.6.21
Prävention statt Kriminalisierung: DIE LINKE. Sachsen-
Anhalt steht für eine gesundheitsorientierte und 
selbstbestimmte Drogenpolitik und Suchtprävention. 
Statt Drogenkonsum zu kriminalisieren, wollen wir 
einen effektiven Jugend-, Gesundheits- und 
Verbraucherschutz ermöglichen und Menschen in 
Abhängigkeit aus ihrer Sucht begleiten. Damit gehen 
für uns einher die Legalisierung von Cannabis, die 
kontrollierte Abgabe sogenannter harter Drogen an 
Menschen mit Abhängigkeit und die Möglichkeit, 
Drogen zum Eigenbedarf auf Verunreinigungen 
prüfen zu lassen sowie die Einrichtung von 
Drogenkonsumräumen.
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Wichtige Entscheidung der UN



Commission on Narcotic Drugs (CND) 2021
Statement by Cornelis P. de Joncheere, President of the 
International Narcotics Control Board 12 April 2021

Even in the face of the constantly shifting contours of the world drug 
problem, the three international drug control conventions have proved 
their value as the cornerstones of international cooperation in drug 
policy. (…) Demand for illicit drugs continues to be of concern 
throughout the world. The conventions require States parties to take 
measures for the prevention of drug use and for the treatment, 
rehabilitation and social reintegration of people affected by drug 
problems but many Governments have not yet given enough priority 
to this issue. (…) Universal adherence to the three international drug 
control treaties is undermined by developments in a number of 
countries that have legalized or permitted the use of cannabis for 
non-medical purposes.

Statement by Director-General/Executive Director of UNODC  
Ghada Waly 12 April 2021

We celebrate 50 and 60 years of the 1961 and 1971 international 
drug control conventions respectively.

Statement by Dr Tedros Adhanom Ghebreyesus, Director-
General WHO 12 April 2021

WHO, through the Expert Committee on Drug Dependence, provides 
scientific and medical expertise to identify substances that should be 
considered for control, using the criteria set out in each of the 
Conventions. (…) In line with the goals of the conventions and 
UNGASS 2016, WHO supports countries to provide education, 
prevention, harm reduction, treatment and rehabilitation to address 
harmful drug use, drug use disorders and related health conditions.

UNAIDS statement  by Ninan Varughese 12 April 2021

The new Global AIDS Strategy calls to intensify and redouble efforts 
to scale up comprehensive harm reduction for people who inject 
drugs in all settings, including needle-syringe programmes, opioid 
substitution therapy, naloxone for treating opioid overdose, 
interventions for alcohol and noninjecting drug use, as well as 
prevention, diagnosis and treatment of TB and viral hepatitis, 
community-led outreach and psychosocial support. 
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